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Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 01.02.2018 
 -50-  Herr Becker 

Tel. Nr. 361-10239 

Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, 
Stadtentwicklung, Energie 

und Landwirtschaft (S) 
Vorlage: 19/388 

Deputationsvorlage 
für die Sitzung der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr,  

Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (S)  
am 15.02.2018 

Beteiligungsverfahren im Rahmen der Erarbeitung des Green City Masterplan 

A. Problem 

Im „Nationalen Forum Diesel“ am 2. August 2017 und im Gespräch der Bundesregierung mit 
den Ländern und Kommunen zur Luftreinhaltung am 4. September 2017 wurde beschlossen, 
dass die Kommunen bei der Gestaltung nachhaltiger und emissionsfreier Mobilität unterstützt 
werden. Dafür vorgesehen ist u. a. die Förderung von Masterplänen in Kommunen mit be-
sonders hohen NO2-Belastungen. Der Masterplan soll den Kommunen als Grundlage für die 
Umsetzung von emissionsreduzierenden Maßnahmen dienen und dem Bund als Grundlage 
für Förderentscheidungen. 

In dem für die Förderung des Masterplans maßgeblichen Jahr 2016 wurde der zulässige 
Grenzwert für den Jahresmittelwert von NO2 in Bremen mit 41 μg/m³ überschritten. Der Se-
nator für Umwelt, Bau und Verkehr hat sich deshalb kurzfristig am zweistufigen Antragsver-
fahren für den Green City Masterplan beteiligt und sich erfolgreich durchgesetzt. Am 
20.12.2017 wurde vom BMVI ein Zuwendungsbescheid über 200.000 Euro für eine Vollför-
derung der Erstellung eines Masterplans übergeben. Der Bewilligungsbescheid des BMVI 
fordert, dass der Masterplan Green City bis zum 31. Juli 2018 erstellt sein soll. 

Der  Senator für Umwelt, Bau und Verkehr beabsichtigt auf dieser Basis die Erstellung eines 
Masterplans Green City für die Stadtgemeinde Bremen, um hierin weitere Maßnahmen für 
eine effiziente, emissionsfreie und nachhaltige Mobilität zu entwickeln und somit die Grund-
lage auch für eine Förderung dieser Maßnahmen durch den Bund und ggf. auch durch die 
EU vorzubereiten. In diesem Masterplan sollen die Maßnahmen in ihren Wirkungen abgebil-
det und hinsichtlich der Erreichung der im Rahmen des Luftreinhaltplans1 und des Verkehrs-
entwicklungsplans (VEP)2 beschlossenen verkehrs- und umweltpolitischen Ziele, insbeson-
dere zu einer Senkung der verkehrsbedingten Luftbelastungen, v.a. NO2, hinsichtlich ihrer 
Wirkungseffizienz bewertet werden. 

  

                                                
1 Beschluss des Senats zum Luftreinhalte- und Aktionsplan im August 2006 
2 Beschluss der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie vom 29.07.2014 
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Der Masterplan Green City baut auf dem Handlungskonzept des Verkehrsentwicklungsplans 
Bremen 2025 (VEP) auf, der im Jahr 2014 auf Basis eines breiten Beteiligungsverfahrens 
beschlossen worden ist. Seit der Bearbeitung des VEP gab es im technologischen Bereich 
allerdings einige Veränderungen (z. B. digitale Mobilitätsplattformen, automatisiertes Fahren, 
Elektromobilität), bei denen eine Fortschreibung sinnvoll ist. Insofern sollen mit der Erarbei-
tung des Masterplans Green City diese aktuellen Trends erfasst, bewertet und daraus Maß-
nahmenvorschläge entwickelt werden.  

Die zentralen Unterschiede zum VEP liegen in folgenden Punkten: 

- Der Masterplan Green City beinhaltet keinen vollständig integrierten Ansatz, sondern 
fokussiert entsprechend der Ziele der Bundeszuwendung zum einen auf Senkung der 
Luftschadstoffe zur Einhaltung der Grenzwerte und Abwendung von Fahrverboten. 

- Zum anderen liegt der Fokus in Verbindung mit den Zielen der Bundesförderung stär-
ker auf neuen, technologieorientierten Maßnahmen. 

- Der Bearbeitungszeitraum ist durch den Bewilligungsbescheid auf ein knappes hal-
bes Jahr begrenzt. 

- Fokussierung auf Maßnahmenbereiche, bei denen die Chancen für eine Bundesför-
derung in den kommenden Jahren hoch sind. 

Die im Masterplan Green City identifizierten und analysierten Maßnahmen zur Luftreinhal-
tung sollen zunächst im Rahmen des „Sofortprogramm Saubere Luft 2017 bis 2020“3 mit 
entsprechenden Programmen des Bundes gefördert werden. Als Grundlage für die Förde-
rung der umzusetzenden Maßnahmen kommen bereits bestehende Förderprogramme sowie 
zusätzliche noch einzuführende Förderprogramme des Bundes in Betracht. Das BMVI betont 
allerdings, dass allein die Tatsache, dass eine Maßnahme Teil des zu erarbeitenden Master-
plans Green City ist, noch nicht automatisch eine Förderung derselben aus dem Sofortpro-
gramm nach sich zieht, jedoch als Grundlage für eine mögliche Förderung erforderlich ist. 
Von zentraler Bedeutung im Masterplan Green City ist daher die inhaltliche und strukturelle 
Vorbereitung von Förderanträgen beim Bund. Aktuell stehen im „Sofortprogramm Saubere 
Luft 2017 bis 2020“ für die ca. 80 von NO2-Grenzwertüberschreitungen betroffenen Städte 
1 Mrd. Euro zur Verfügung.  

Eine zentrale Komponente in der Erarbeitungsphase des Masterplans ist die Einbindung der 
in der Bremer Verkehrsentwicklung relevanten Akteure. In diesem Prozess werden Unter-
nehmen, Forschungseinrichtungen, Behörden, Verkehrsunternehmen, Verbände und sonsti-
ge Institutionen in themenspezifischen Workshops zusammengebracht, um gemeinsame 
Projektansätze zu entwickeln. Im Anschluss an die Erstellung des Masterplans können die 
Akteure, in themenspezifischer Zusammensetzung, die Maßnahmen gemeinsam als Förder-
antrag einreichen. Die Federführung für die Förderanträge kann dafür bei der Stadtgemeinde 
Bremen oder bei anderen Akteuren liegen. 

  

                                                
3 https://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Saubere-Luft/_node.html 
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html?nn=12830 
 

https://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Saubere-Luft/_node.html
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html?nn=12830
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B. Lösung 

I. Verfahren 

Angesichts des sehr kurzen Zeitrahmens und der Zielstellung, neue Projekte vorzubereiten, 
soll neben der gutachterlichen Bearbeitung des Masterplans eine Reihe von Workshops mit 
potenziellen Projektpartnern und externen Beratern erfolgen. Zusätzlich ist ein Austausch mit 
anderen Städten, die an den gleichen Themen arbeiten, geplant.  

Der Projektbeirat aus der Erarbeitung des VEP wurde zuletzt am 31.08.2017 über die Fort-
schritte bei dessen Umsetzung informiert. Für den Masterplan Green City soll der VEP-Beirat 
mit voraussichtlich zwei Sitzungen eingebunden werden. Dem Projektbeirat obliegen die fol-
genden Aufgaben:  

• Qualitätssicherung des Gesamtprozesses, 
• Sicherstellung, dass die Interessen der unterschiedlichen Akteure in angemessener 

Weise in die Konzepterstellung einfließen, 
• Bewertung der dokumentierten Zwischenergebnisse vor Abschluss der Fertigstellung. 

Der Projektbeirat ist wie folgt zusammengesetzt: 

Fachpolitische Sprecher der in der Bremischen Bürgerschaft vertretenen Fraktionen, 
• Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen (SWAH), 
• Der Senator für Inneres (SI) 
• Handelskammer, 
• ADFC, 
• ADAC, 
• B.U.N.D., 

mit jeweils bis zu zwei Personen. 

Themenbezogen können weitere Ressorts, Verbände und die BSAG hinzugezogen werden. 

Der Vorsitz liegt beim zuständigen Staatsrat für Bau und Verkehr. 

Die Projektleitung und die hinzugezogenen Gutachter bereiten die Präsentation für den 
Projektbeirat vor. Der Projektbeirat arbeitet auf der Grundlage seiner Geschäftsordnung. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, bis zu zwei öffentliche Bürgerforen anzubieten, in denen die 
Maßnahmen vorgestellt und diskutiert werden. 

Nach Abschluss der Erarbeitung des Masterplans Green City wird die Deputation für Umwelt, 
Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (S) über das Ergebnis infor-
miert. 

C. Finanzielle Auswirkungen 

Die Aufwendungen für den Masterplan Green City werden zu 100 % durch die Zuwendung 
des BMVI in 2018 finanziert. Diese Finanzmittel sollen für gutachterliche Ingenieur-leistungen 
im Rahmen der Erarbeitung des Masterplans Green City verausgabt werden.   
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D. Personalwirtschaftliche Auswirkungen und Genderprüfung 

Die Vorlage hat keine personalwirtschaftlichen Auswirkungen. Gender-Aspekte werden in 
der Erarbeitung des Masterplans Green City betrachtet. Genderspezifische Anforderungen 
sind zu beachten. 

E. Beschlussvorschlag 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (S) 
stimmt dem Verfahren zur Einbindung des VEP-Projektbeirats bei der Erarbeitung des Mas-
terplans Green City zu. 

Anlage 

- Antragsschreiben vom 24.11.2017 

- Zuwendungsbescheid des Bundes vom 20.12.2017 
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